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Gegenstand: Schriftl-iche pa.r-lament-arischeAnTragG 
der Abgeordneten zum Nationalrat' 
Dr.Busek: und Gsnossen (ÖVP), Nr.1380/J, 
vom 5.0ktober 1977, betreffend Rodungsbewillig~~E 
Lobau 

. Die' schrif·tliche· parlamentarische Anfrage der A.bgeordneten 
, ~' 

zum Nationalrat Bu:sek und Genossen' (ÖVP), Nr. l380/J, be-

treffend Rodungsbewilligung Lobau,:beehre ich mich Nie 

folgt zu beantworten: 

te;Magist~at de~~tadtWieri hat'mit' Bescheid vom 14.Juli 

1977 der Wiener Hafenbetriebsgesellschaft die BewilligLwg zur 

Rodung einer Fläche'von 180000 m2 im Bereich der Katastralge­

meinde Albern erteilt. Im Spruch dieses Bescheides ist 5.US­

dI'Ücklich festgehalten, daß die Rodungsbewilligung "zun 

Zv.Tecke del'Errichtung von Ha1' en an lagen If erteilt wirdo :er 

'Bescheid enthält darüber hinaus zahlreiche Bedingungen und 

Auflagen, (\1{e etwa, daß die Rudungsfläche nur zudem Bl2.ge­

gebenen Zweck. ve'rwendet werden darf , ,daß Schäden am -ve:::­

bleibenden Bestand vermieden werden müssen und daß am S?oren.. .... 

ende zwischen IIblauem Wasser" und Hafenbecken der vorhandene 

Bewuchs zu belassen isto 

Arizeichen (dafür, daß"der Megistrat der Stadt ..... Iien bei c:er 

Brteilungder Rodungsbewilligung "vorschnelL und leict.tfer-

tig" vorgegangen ist·; sind aus der Aktenlage nicht ers::'cht­

." lich .. :Aus der Begtüudungc des Bescheicles geht hervor, ceJ3 die 
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'. 
als Rodungszweck angeführte Errichtung von Hafenanlagen ein 
öffentliches ~,Tnteresse im Sinne des Forstgesetzes' darstellt - ,~, 

und daß dieses öffentliche Interesse das der Walderhaltung 
überwiegt'. 

-

Zu den einzelnen Funkten der ,Anfrage nehme ich wie -folgt Stellung: 

Zu 10: 

Der Bescheid des Magistrates der Stadt Wien vom 14.Juli 1977~ 
betreffend die Rodung einer Fläche von 18.000 m2 im Bereich 

der Katastralgemeinde Albern, wurde dem Bundesministerium für 

Land- und Forstwirt,schaft gemäß, § 170 Abso, 8 des FC?rstgesetzes 
1975 vorgelegt •. ,. , j-. 

~ , ',' / 

t t ,'.-

Zu 2. und 2.: 
Dem gemäß § 170 Abs.B Forstgesetz 1975 vorgelegten Bescheid 
war auch, der dazugehörige Verwaltungsakt angeschlossen .. Aus 

. . .' . 

diesein hat s;i\ch epgeben, daß die in Rede stehende Fläche für 
den Haferiausbau ben,ötigt wird.' ':: ' 

Das öffentliche Interesse an der Inanspruchnahme der Rodungsflä-
chefür 
zuletzt 

die Errichtung,von Hafenanlag,en .wurde im Bescheid nicht 

auch unter. ,Hinwei s auf eine,fl~chenwidmungsmäßig vor-
, \ ' 

handene: Plahung~ als 'erw~es.en angenomme!l .• 

Zu. 4. lind 5.: 
r ~ 

J?ür die Beurte'ilung der}'lrage, ob der. in ,Rede s_te.he~_de Bescheid 
des Magis'trats der Stadt\üen beim Verwaltungsger~c~~shof an­
gefochten werden soll, war der Sachverhalt, auf den sich die 

, '~ ~ . ' -
Fragen 4. ,und 5. rb~~iehen", .unyrhebli_c~o Er~ur,de daher auch 

" .... : 
nicht gepriift. ,': 

Zu 6.: 
. J 

Der Verwaltungsgerichtshof kann den angefochtenen Bescheid nur 
'dahingehend überprüfen, ob der Sachverhalt, den die Behörde ihrer 

. t' 

Entscheidung zugrundegelegt hat, in einem ein~andfreien Verfahren 
zustandegekommen.ist unqob dil:e ?chlüsse, die aus dem Ergebnis der 
f:rmi ttlungen gezogen wurden, mit den Denkgesetzen im Einklang 
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stehen. Da diese Voraussetzungen im gegenständlichen Fall vor.;.. 

.. liegen und sich keine wie immer geartete Anhaltspunkte dafür 

. gezeigt haben, daß der Magistrat der Stadt Wien forstgesetzliche 

Bestimmungen verletzt hat ,hätte eine Beschwerde an den Verwal­
üungsgerichtshof von vorneherein keine Aussicht auf Erfolg gehabt. 

Der Bunde1minister: 

~~~'l 
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